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Jüttner begeistert zum Wahlkampfauftakt bei Großveranstaltung in Braunschweig
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Wählen gehen!

SPD✗✗ ✗✗

Die CDU ist dagegen.

Wir sind dafür:
– Gesetzlicher Mindestlohn
– Kostenlose Schulbücher
– Atomausstieg beschleunigen
– Studieren ohne Gebühren
– Pflegenotstand verhindern
– Gesamtschulen ausbauen
– Polizei und Justiz besser 

ausstatten

Gerechtigkeit kommt wieder.

■ Fahrdienst
zur Wahl

Sie wollen wählen gehen, sind
aber schlecht zu Fuß? Da hilft
der SPD-Fahrdienst, der Sie am
Wahltag von 10-17 Uhr zu Ih-
rem Wahllokal bringt.

Voranmeldungen sind möglich
unter Telefon 4 80-98 21.
� Am Wahltag erreichen
Sie den SPD-Fahrdienst ab
10 Uhr.

■ Briefwahl
beantragen

Briefwahl kann beantragen, wer
am Wahltag „aus besonderen
Gründen“ nicht das zuständige
Wahllokal aufsuchen kann. Die
Briefwahl-Unterlagen müssen
rechtzeitig schriftlich oder per-
sönlich im Wahlamt, Reichs-
str. 3, angefordert werden.
� Weitere Infos beim Wahlamt
unter 4 70 - 41 14.

■ Im Wahlamt
täglich wählen

Alle, die am Wahltag nicht in
Braunschweig sind, können
vorher auch direkt im Wahlamt,
Reichsstraße 3, wählen.

Die kommende Woche hat
das Wahlamt zu folgenden Zei-
ten geöffnet:
�  Mo. 9.00 – 18.00 Uhr
�  Di. – Do. 9.00 – 16.30 Uhr
�  Sa. 9.00 – 12.00 Uhr

Jede Stimme zählt!
Wählen gehen ist Bürgerrecht, aber auch Bürgerpflicht. Wer nicht wählt,

verzichtet auf Einfluss und überlässt anderen ohne Not die Verantwortung.

Besonders kleine Parteien wie die FDP profitieren von einer

Wahlenthaltung. Jede Stimme zählt, bitte gehen Sie wählen!

Mindestlohn: SPD und Arbeitgeber sind sich einig

Leistung muss sich wieder lohnen
■ Recht haben sie, die Herren
Westerwelle und Co. Sie sollen
gut verdienen, die Leistungsträ-
ger. Die Frage ist nur, wer sind
die Leistungsträger, deren
schwere Arbeit sich lohnen soll-
te? Die Manager mit ihren über-
zogenen Gehältern? Nein! Die
SPD denkt beispielsweise an das
Verkaufspersonal von Aldi, Lidl
und Schlecker, an das Bewa-

chungsgewerbe, den Gartenbau,
die Fleischzerteiler oder an die Be-
dienungen im Gastgewerbe und an
die vielen unterbezahlten Leihar-
beiter. Deren Leistung muss sich
so weit lohnen, dass ihre Familien
ohne staatliche Hilfe angemessen
existieren können.

Bei Briefzustellern, beim Bau
und im Elektrohandwerk ist dies
den Tarifparteien auch ohne ge-

setzliche Regelung gelungen,
trotz massiver Widerstände aus
CDU und CSU. Mindestlohnver-
einbarungen in weiteren Berei-
chen versuchen die Unionspartei-
en aber zu verhindern.

Ziel der SPD bleibt: Flächen-
deckende Mindestlöhne in
Deutschland, wie es sie in vielen
anderen europäischen Staaten
schon gibt.

Gesetzliche Mindestlöhne pro Stunde in einigen

europäischen Staaten, angegeben in Euro

Es war ein grandioser Auf-
takt zur heißen Wahl-
kampfphase für die SPD

in Niedersachsen. Im überfüllten
VIP-Zelt von Eintracht Braun-
schweig begeisterten Spitzenkan-
didat Wolfgang Jüttner und SPD-
Parteivorsitzender Kurt Beck das
Publikum. Jüttner warb für die
Ziele der SPD in Niedersachsen
und attackierte Ministerpräsident
Christian Wulff scharf. SPD-Par-
teichef Kurt Beck verurteilte un-
ter anderem das Wahlkampfgetö-
se Roland Kochs in der aktuellen
Debatte um Jugendkriminalität.

Guter Lohn
für gute Arbeit

„Wir haben Respekt vor der Ar-
beitsleistung der Menschen. Leis-
tung muss sich für sie auch loh-
nen. Dafür ist ein allgemeiner
flächendeckender Mindestlohn in
der heutigen Zeit die Vorausset-
zung“, betonte SPD-Spitzenkan-
didat Wolfgang Jüttner zu Beginn
seiner Rede. Als Beispiel führte er
die Situation von Beschäftigten in
der niedersächsischen Fleischin-
dustrie an. Sie arbeiten körperlich
schwer unter harten Bedingungen
für einen Stundenlohn von 4,50
Euro und sind trotzdem auf er-
gänzende Sozialhilfe angewiesen.
„Erst mit einem Mindestlohn von
7,50 Euro wird das Existenzmini-
mum erreicht. Es darf nicht sein,
dass der Steuerzahler hier ein-

springen muss, weil sich Arbeit-
geber durch Niedriglöhne Wett-
bewerbsvorteile verschaffen.“

Er fügte hinzu, dass die SPD
weiterhin für Tarifautonomie, Ar-
beitnehmerrechte und Mitbestim-
mung kämpfen werde. Anders als
von der FDP stets behauptet, sei-
en dabei die Gewerkschaften kei-
ne Plage, sondern ein wichtiger
Eckpfeiler der sozialen Demokra-
tie.

Mittelstand fördern

Wolfgang Jüttner stellte der
Landesregierung auch in der
Wirtschaftspolitik ein desaströses
Zeugnis aus: „Mittelständische
Unternehmen in Niedersachsen
leiden unter dieser Regierung.
Denn notwendige Fördermaßnah-
men blieben aus und Chancen zur
Schaffung weiterer Arbeitsplätze
wurden vergeben. Mittlerweile
leidet das Bundesland unter einer
Innovationsschwäche wie kaum
ein anderes. Dies wird bei Patent-
anmeldungen und der sinkenden
Zahl der Studenten an Nieder-
sachsens Hochschulen besonders
deutlich.“

Gerechte Bildungschancen

Jüttner kündigte an, im Falle
der Regierungsübernahme das Er-
richtungsverbot von Gesamtschu-
len aufzuheben, die Lernmittel-
freiheit wieder einzuführen und
die Studiengebühren wieder ab-

zuschaffen. „Wir müssen mit mo-
dernen Schulen die Aktivitäten
und Potenziale unserer Kinder
entschieden fördern. Dabei darf
die soziale Herkunft nicht die
Aufstiegschancen der Kinder be-
einflussen“, so Jüttner. Er beton-
te, dass für alle Vorschläge der
SPD die Finanzierung ohne zu-
sätzliche Schulden für das Land
gesichert sei.

Klimaschutz
schafft Arbeit

Auch in anderen Politikfeldern
bezog Jüttner klare Positionen:
„Wir werden den Klimaschutz
fördern und dafür sorgen, dass
Arbeitsplätze im Bereich erneuer-
barer Energien geschaffen wer-
den. Mit uns wird Atomkraft kei-
ne Zukunft haben, denn wir
wollen einen nachhaltigen Ener-
giemix.“

Bauernfänger Koch

Der SPD-Vorsitzende Kurt
Beck zeigte sich besonders verär-
gert über die aktuelle Debatte um
Jugendkriminalität: „Es macht
mich betroffen, wie die Union mit
dem Thema umgeht. Niemand
hindert uns daran, Straftäter mit
aller Härte zu bestrafen und aus-
ländische Straftäter aus dem Land
zu weisen. Hessens Ministerprä-
sident Koch lenkt vielmehr von
eigenem Versagen in Hessen ab.
In den letzten Jahren hat er 1000

   Wolfgang Jüttner        Dietmar Schilff        Kirsten Kemper     Klaus-Peter Bachmann           Kurt Beck

Stellen bei der hessischen Polizei
abgebaut, fordert aber jetzt harte
Strafen. Das ist nichts anderes als
übelste Schaumschlägerei.“ Beck
ließ auch kein gutes Haar am Nie-
dersächsischen Ministerpräsiden-
ten: „Wulff verhält sich wie ein
Dackel, der Merkel und Koch
hinterher rennt.“

Politik mit Rückgrat

Zum Ende betonte SPD-Spit-
zenkandidat Jüttner, dass Nieder-
sachsen politische Kräfte mit
Rückgrat brauche, die sich der
Probleme der Menschen im Land
annehmen: „Unsere Antworten
tun dem Land gut, und wir wollen
stärkste Kraft in Niedersachsen
werden. Ich will als Ministerprä-
sident dafür sorgen, dass unser
Wahlkampfmotto Realität wird:
Gerechtigkeit kommt wieder!“
Jüttner erhielt für seine Rede mi-
nutenlangen Applaus.

„Ministerpräsident Wulff

ist das personifizierte 0:0

Unentschieden!“

Kurt Beck, Vorsitzender der SPD,

beim Wahlkampfauftakt in Braunschweig

SPD
-For
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■ Seit der Verwaltungsreform von
1978 gab es in Niedersachsen vier
Regierungsbezirke: Hannover, Lü-
neburg, Weser-Ems und Braun-
schweig als „Mittelinstanz“ zwi-
schen den Ministerien und den
Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten. Sie erledigten viele Aufgaben,
die sich zentral in einem Flächen-
land wie Niedersachsen schlecht
überblicken lassen.

Allerdings waren die Bezirksre-
gierungen bei der CDU nie so recht
beliebt. Einerseits standen sie mit
ihrer strikten Orientierung an Pla-
nungs- und Haushaltsrecht oft
genug Landräten im Wege, die ih-
ren Landkreis gern wie ein Her-
zogtum führen – bei einer Landrä-

Abschaffung der Bezirksregierungen
bleibt ein schwerer Fehler

Eine der größten Fehlleistungen der CDU-FDP-Landesregierung ist – auch nach
dem Urteil unabhängiger Fachleute – die Abschaffung der Bezirksregierungen

tepartei wie der CDU ein Grund
zum Aufbegehren. Andererseits
verhinderten sie das parteipoliti-
sche Durchregieren bis herunter
zur kommunalen Ebene. Denn nur
die Regierungspräsidenten selbst
waren politische Beamte, die bei
Wahlsiegen abgelöst werden konn-
ten. Sonst waren an den wichtigen
Stellen Lebenszeitbeamte tätig, de-
nen man nicht einfach parteipoliti-
sche Vorgaben machen konnte.

 Also beschloss die neue CDU-
FDP-Landesregierung, die als läs-
tig empfundenen Bezirksregierun-
gen abzuschaffen, und setzte das
mit ihrer komfortablen Landtags-
mehrheit gegen alle Vernunft auch
durch.

Die behaupteten Einsparungen
hat diese „Reform“ bis heute nicht
erbracht, denn die Aufgaben müs-
sen nach wie vor erledigt werden.
Sie führte allerdings zu erhebli-
chen Einkommens- und Arbeits-
platzverlusten bei den Städten, die
vormals Sitz von Bezirksregierun-
gen waren. Während das für Han-
nover kaum eine Rolle spielte und
Lüneburg und Oldenburg durch
neue Behördensitze entschädigt
wurden, bleibt Braunschweig ein
Verlierer dieser Umgestaltung.

Bittere Tatsache bleibt, dass
auch die vier Braunschweiger
CDU-Landtagsabgeordneten die
Entscheidung mitgetragen haben –
zum Schaden unserer Stadt.

Das ehrwürdige Gebäude der ehemaligen Bezirksregierung am Ruhfäutchenplatz. (Foto: A. Gräbner)
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■ Zu den Fehlleistungen der
CDU-FDP-Landesregierung für
die Stadt Braunschweig gehört
auch das Schicksal des Fachbe-
reichs Sozialwesen der Fach-
hochschule Braunschweig-Wol-
fenbüttel. Dieser Fachbereich
blickt auf eine über hundertjähri-
ge Tradition zurück. Die Einrich-
tung wurde als Christlich-Soziale
Frauenschule im Jahre 1905 ge-
gründet.

Nach mehreren Umgestaltun-
gen wurde sie im Jahre 1966 zur
Höheren Fachschule für Sozialar-
beit in Niedersachsen umbenannt
und 1971 mit der Höheren Fach-
schule für Sozialpädagogik zu-
sammengelegt. Seitdem ist sie ein
Fachbereich der Fachhochschule
Braunschweig-Wolfenbüttel und
ist Grund dafür, dass diese Fach-
hochschule, die ihren Haupt-
standort in Wolfenbüttel hat, auch
nach der Stadt Braunschweig be-
nannt ist.

Damit wird es bald ein Ende
haben. Aufgrund der verfehlten
Hochschulpolitik des Landes
Niedersachsen, das überall Studi-

enplätze abbaut, wird der Fachbe-
reich von gegenwärtig 1300 Stu-
dierenden auf 800 Studierende
verringert – Anlass für die Lei-
tung der Fachhochschule, den

Fachhochschule verlässt Braunschweig
Studiengebühren und Studienplatzabbau mit CDU und FDP

schon lange gewünschten Umzug
der Abteilung Sozialwesen der
Fachhochschule nach Wolfenbüt-
tel durchzusetzen. Die Stadt Wol-

fenbüttel vergibt zu günstigen
Konditionen ein ehemaliges Ka-
sernengebäude zur Unterbrin-
gung, die Stadtverwaltung in
Braunschweig schläft, und das

Kultusministerium in Hannover
gibt seinen Segen dazu. Und in
Braunschweig geht eine weitere
traditionelle Einrichtung verlo-
ren. Zum Heulen.

So gibt es zwei Gewinner: die
Stadt Wolfenbüttel, die ihre Fach-
hochschule bald für sich allein
hat, und das Land Niedersachsen,
das in das Fachhochschulgebäude
in Braunschweig nicht mehr in-
vestieren muss. Verlierer ist die
Stadt, die mittelfristig Arbeits-
plätze, Studienplätze und Ein-
wohner verliert. Für jeden Wirt-
schaftsbetrieb mit gleich hoher
Bedeutung für die Wirtschafts-
kraft würden sich Stadtverwal-
tung und Kultusministerium ein
Bein ausreißen. Und Verlierer ist
auch die junge Generation, der
weitere wichtige Ausbildungs-
plätze verloren gehen. Die junge
Generation hat offensichtlich kei-
ne Lobby in der Landesregierung
und im Rathaus.

■ Wer kennt nicht die alte
Spruchweisheit: Aller guten Din-
ge sind drei. Bezogen auf die
Landespolitik gilt für Braun-
schweig: Aller schlechten Dinge
sind vier. Eine weitere Benachtei-
ligung Braunschweigs findet sich
nämlich bei der so genannten Po-
lizeistrukturreform. Worum geht
es hier?

Zu den Wahlversprechen der
CDU vor der Landtagswahl 2003
gehört auch das Thema „Innere
Sicherheit“. So versprachen ihre
Landespolitiker, mehr Sicherheit
durch mehr Polizisten zu schaf-
fen. Aber nach der Wahl sollte die
Einlösung dieses Versprechens
kein Geld kosten. Und weil es
keine Polizisten gibt, die bereit
sind, zum Nulltarif zu arbeiten,
behalf man sich mit einem Trick:
Die Polizei wurden im Lande neu
verteilt. In den ländlichen Regio-
nen um Osnabrück und im Be-
reich Weser-Ems wurden mehr
Polizisten eingesetzt, dafür wur-
den sie in den Großstädten Braun-
schweig und Hannover abgezo-
gen: Auch hier wieder die unter
CDU und FDP übliche Benach-
teiligung der Städte zu Gunsten
des ländlichen Raumes. Das alles

ohne Rücksicht darauf, dass die
Kriminalität auf den Dörfern, wo
jeder jeden kennt, natürlich klei-
ner ist als in den Ballungszentren
Braunschweig und Hannover.

Konkrete Auswirkung in
Braunschweig: Die Polizeikom-
missariate Heidberg und Querum
wurden zu Polizeistationen zu-
rückgestuft und die Zahl ihrer
Dienstkräfte auf die Hälfte verrin-
gert. Während vor der „Reform“
ständig mehrere Streifenwagen
gleichzeitig im Einsatz sein konn-
ten, ist das jetzt nur noch in der
Früh- und der Spätschicht mög-
lich. Bei hohem Krankenstand

Polizeireform zum Schaden der Stadt
Das ist Politik von CDU und FDP: 100 weniger Polizisten

oder bei personalintensiven Son-
dereinsätzen – Fußball, Demon-
strationen – geht nicht einmal das
mehr.

So sieht es mit dem Wahlver-
sprechen auf mehr Sicherheit
wirklich aus! Und das Schöne für
die Landesregierung dabei ist:
Die Polizisten dürfen nicht ein-
mal darüber reden, denn sie sind
über dienstliche Belange zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet. So
kann Innenminister Schünemann
(CDU) weiter behaupten, bei der
Polizei sei alles bestens. So ein-
fach ist das!

Nur noch Polizeistation mit geringer Personalstärke: Das ehe-
malige Polizeikommissariat im Heidberg. (Foto:A. Gräbner)

■ In einem bekannten Lied singt
der amerikanische Folksänger
Woodie Guthrie darüber, dass
man Raubzüge nicht nur mit dem

Revolver, sondern auch mit dem
Füllfederhalter durchführen kann.
Manchmal geht es noch einfa-
cher: zum Beispiel durch Hand-
aufheben bei der Abstimmung
über Gesetze.

Ein Beispiel dafür ist die Um-
gestaltung des Gemeindefinanz-
ausgleichs in Niedersachsen. Um
die Unterschiede in der Finanz-
kraft der Gebietskörperschaften
auszugleichen, gibt es in Nieder-
sachsen wie in allen Bundeslän-
dern diesen Finanzausgleich: Ein

Raubzug in der Stadtkasse
CDU und FDP kürzen Zuschüsse an die Stadt um 10 Millionen Euro

Teil der Steuereinnahmen des
Landes wird an die Städte und
Landkreise verteilt. Die Höhe die-
ser Ausgleichszahlungen richtet

sich nach deren Finanzlage und
dem Umfang der zu erledigenden
Aufgaben – zumindest sollte es
so sein. Der genaue Verteilungs-
schlüssel wird in einem Gesetz
vom Landtag festgelegt, unter-
liegt also auch politischen Über-
legungen.

Diese Überlegungen sind bei
CDU und FDP recht einfach: Die-
se Parteien fühlen sich traditions-
gemäß den Landkreisen mehr ver-
pflichtet als den Städten. Also
änderten sie ab 2007 den Vertei-
lerschlüssel einseitig zu Gunsten
der Landkreise und zu Lasten der
Städte. Weil sich das durch den
Umfang der Aufgaben oder durch
die Finanzlage nicht rechtfertigen
ließ, wurde einfach ein Flächen-
faktor in den Verteilungsschlüssel
aufgenommen. Da die Landkreise
flächengrößer sind als die Städte,
ging das einseitig zu deren Guns-
ten aus.

Die Auswirkung auf die Stadt
Braunschweig ist dramatisch: Mit
diesem Gesetz haben die CDU/
FDP-Abgeordneten die Einnah-

Politik zum Schaden der Stadt: Das ist die Handschrift der Braun-
schweiger Abgeordneten von CDU und FDP. (Foto: A. Gräbner)

Schließt bald in Braunschweig: Der Fachbereich Sozialwesen
der Fachhochschule Braunschweig-Wolfenbüttel. Foto: A. Gräbner)

men der Stadt um etwa 10 Millio-
nen Euro verringert – dies ist also
ein Raubzug erster Güte.

Um zu verdeutlichen, was das
bedeutet: Die Stadt gibt derzeit
etwa 10 Millionen Euro im Jahr
für Kreditzinsen aus. Also hätte
eine Verdoppelung des Schulden-
standes fast die gleichen Auswir-
kungen gehabt. Oder noch deutli-
cher: Für Schulsanierungen gibt
die Stadt etwa 7 Millionen Euro
im Jahr aus. Ohne die Änderung
hätte die Stadt bei sonst gleichem
Haushalt die Schulsanierungen
mehr als verdoppeln können!

Wer nun glaubt, dass die vier
Braunschweiger CDU-Landtags-
abgeordneten etwa gegen diese
Verschlechterung für Braun-
schweig gekämpft hätten, hat sich
getäuscht: Selbstverständlich
stimmten sie alle der Änderung
des Finanzausgleichs zu. In ihren
„Leistungsbilanzen“ wird diese
Fehlleistung allerdings schamhaft
verschwiegen. Sie bauen eben
darauf, dass die Wähler die Fein-
heiten des Haushaltsrechtes nicht
kennen. Leider scheint auch die
örtliche Presse die Sache nicht für
so wichtig zu halten – bedauerlich
für unsere Stadt.
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Drei für Braunschweig
■ Kirsten Kemper BS-Nord (Wahlkreis 1)
Kirsten Kemper (46 Jahre) ist in Braunschweig geboren und aufge-
wachsen. Die gelernte Diplom-Pädagogin hatte seit 1990 Leitungs-
funktionen in sozialen Einrichtungen inne. Zuletzt war sie Geschäfts-
führerin der Gesellschaft für soziale Einrichtungen des DRK Landes-
verbandes Niedersachsen gGmbH in Hannover. „Ich will die soziale
Kälte in Niedersachsen stoppen. Meine Partei und ich stehen für
Lernmittelfreiheit, für die Abschaffung von Studiengebühren, für die
frühere Regelung des Blindengeldes. Alle jungen Menschen haben ein
Anrecht auf bestmögliche Bildung.“
Internet: kirsten-kemper.de

■ Dietmar Schilff BS-West (Wahlkreis 3)
Dietmar Schilff (45 Jahre) ist verheiratet und Polizeihauptkommissar.
Der gebürtige Braunschweiger ist seit 1995 stellvertretender Landesvor-
sitzender der Gewerkschaft der Polizei im DGB und freigestelltes Mit-
glied im Polizeihauptpersonalrat beim Nds. Ministerium für Inneres und
Sport in Hannover. „Meine Erfahrungen in der Gewerkschafts- und Per-
sonalratsarbeit zeigen, dass man Streiter in der Politik haben muss, um
etwas verändern zu können. Ich werde als Abgeordneter insbesondere
die Interessen der Menschen meines Wahlkreises sowie die Interessen al-
ler Braunschweiger Bürgerinnen und Bürger vertreten. Ich versuche au-
ßerdem, meine politischen Ziele und Schwerpunkte umzusetzen.“
Internet: www.dietmar-schilff.de

■ Klaus-Peter Bachmann BS-Süd (Wahlkreis 2)
Klaus-Peter Bachmann (56 Jahre) ist seit 1994 Landtagsabgeordneter.
Der ehemalige Bezirksgeschäftsführer der AWO hat seine Schwer-
punkte in der Sozialpolitik und in der Innenpolitik. „In regelmäßigen
Sprechstunden und Informationsveranstaltungen habe ich den ständi-
gen Dialog mit den Menschen geführt und weiß daher, wo der Schuh
drückt. Regelmäßig fahre ich seit Jahren Schichten und Nachtdienste
bei Polizei, Berufsfeuerwehr und Rettungsdienst mit, weil mich
besonders die Sicherheitslage unserer Stadt und der Erfahrungs-
schatz der Beamten an der Basis interessiert“.
Internet: www.klaus-peter-bachmann.de

■ Im von der CDU/FDP-Mehr-
heit im Landtag beschlossenen
Schulgesetz steht seit 2003 in §12
der Satz: „Neue Gesamtschulen
dürfen nicht errichtet werden“. Da-
mit haben sich diese Parteien über
massive Elternproteste hinweg ge-
setzt und den Weg zurück in die
Klassengesellschaft der Kaiserzeit
angetreten. Diese Entwicklung
geht selbst dem Bundespräsidenten
Horst Köhler gegen den Strich. An-
lässlich eines Festaktes der Ge-
samtschule Bonn-Beuel sagte er:
„Die Gesamtschule schert die
Schülerinnen und Schüler nicht
alle über einen Kamm, sondern ak-
zeptiert die Unterschiede, sie ver-
sucht ihnen gerecht zu werden,
ohne die Gemeinschaft der Schü-
lerinnen und Schüler zu sprengen.
Diese Schule lebt von der Überzeu-
gung, dass Schüler in der Schule
eine Gemeinschaft bilden, auch
wenn sie sich verschiedenartig ent-
wickeln und spezialisieren“.

Der Volksfreund unterhielt sich
mit Klaus-Peter Bachmann, MdL,
über dieses Thema.
Volksfreund: Herr Bachmann,
auch Sie sind für neue Gesamt-
schulen. Können Sie als Land-
tagsabgeordneter helfen, in
Braunschweig die notwendige
vierte Gesamtschule zu schaffen?

Bachmann: Über die Einrich-
tung von Schulen und Schulformen
sowie die Bereitstellung von Lehr-
kräften in Niedersachsen haben die
Landesregierung und über die Ge-

Bachmann für neue Gesamtschulen

CDU diffamiert Gesamtschulen und
entlarvt Wulffs Täuschungsmanöver

setze der Landtag zu entscheiden.
Die Stadt ist „nur“ für Gebäude
und Ausstattungen zuständig.

Weshalb konnten 2007 in Braun-
schweig mehr als 300 Schüler
nicht an Gesamtschulen aufge-
nommen werden?

Das gilt nicht nur für Braun-
schweig. In Niedersachsen fehlen
in diesem Schuljahr rund 2300 Ge-
samtschulplätze. Obwohl viele El-
tern mehr Gesamtschulen erhoffen,
bekämpfen CDU und die Landes-
regierung mit allen Mitteln diese
Schulform.

Der Ministerpräsident hat aber
neue Gesamtschulen in Aussicht
gestellt.

Die großspurigen Versprechen
des Ministerpräsidenten, für mehr
Gesamtschulen zu sorgen, sind
lediglich ein Täuschungsmanöver
im Wahlkampf. Die CDU hat in ei-
ner Landtagssitzung am 12. De-
zember ihr wahres Gesicht gezeigt
und die bereits bestehenden Ge-
samtschulen scharf angegriffen so-
wie die Effektivität ihrer Arbeit in
Frage gestellt. Die Diffamierung
der Gesamtschulen ist so lächer-
lich wie unglaubwürdig, da nach
der Braunschweiger Gesamtschule
Franzsches Feld gerade in diesem
Jahr eine weitere niedersächsische
Gesamtschule den Deutschen
Schulpreis erhalten hat. Es ist die
Robert-Bosch-Gesamtschule in
Hildesheim.

Handelt die CDU/FDP-Regie-
rung gegen den Willen großer Teile

der Bevölkerung?
Wenn es die CDU und ihr Minis-

ter Busemann wirklich ernst mei-
nen würden mit dem Wohl der Kin-
der und dem Elternwillen, würden
sie nicht länger neue Gesamtschu-
len per Gesetz verbieten. Die SPD-
Fraktion hatte im Landtag bean-
tragt, das Errichtungsverbot für
Gesamtschulen endlich aufzuge-
ben. Es wäre ohne großen Aufwand
möglich gewesen, die von tausen-
den Eltern im Land geforderten
neuen Gesamtschulen noch zum
nächsten Schuljahr zu ermögli-
chen. Leider lehnt die CDU aus ra-
tional nicht verständlichen Grün-
den die Gesamtschulen weiterhin
ab und fällt damit sogar ihrem Mi-
nisterpräsidenten in den Rücken.

Was wird die SPD, wenn sie am
27. Januar die Wahlen gewinnt, an
dieser unbefriedigenden Situation
ändern? Kann man dann für das
kommende Schuljahr mit neuen
Gesamtschulen rechnen?

Frühestens im April-Plenum
2008 können wir die erforderliche
Gesetzesänderung einleiten. Das
dürfte für ein Inkrafttreten zum
neuen Schuljahresbeginn nicht
mehr ausreichen. Aber für 2009
könnten wir es schaffen. Das ist
der feste Wille der SPD-Landtags-
fraktion und der Regierungsmann-
schaft unter Wolfgang Jüttner, und
darin besteht auch Einigkeit mit
der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW).

■ Noch unter SPD-Ministerpräsident Sigmar Gabriel hatte der Landtag beschlossen, die Zahl seiner gesetzlichen Mitglieder ab
2008 von 155 auf 135 zu verringern. Dies hatte zur Folge, dass die Wahlkreise, die Abgeordnete in den Landtag entsenden, neu
zugeschnitten werden mussten. Hatte Braunschweig bisher vier Landtagswahlkreise, so sind es jetzt nur noch drei.

Die Grafik zeigt die neuen Braunschweiger Landtagswahlkreise. Der Wahlkreis 1 ist Braunschweig-Nord, der Wahlkreis 2
heißt Braunschweig-Süd und umfasst auch die Samtgemeinde Vechelde. Der Wahlkreis 3 ist Braunschweig-West.

Kirsten Kemper
Braunschweig-Nord

VECHELDE

Dietmar Schilff
Braunschweig-West

Klaus-Peter Bachmann
Braunschweig-Süd

Schlechtes Zeugnis vom Oberbürgermeister
für die CDU-Abgeordneten der Stadt

■ Nach Meinung von CDU-Oberbürgermeister Gerd Hoffmann in der letzten
Ratsdebatte ist es ist kaum noch möglich, Braunschweiger Interessen in Hannover
durchzusetzen, weil keiner mehr da ist, der das unterstützt. Die Möglichkeiten einer
Stadt hängen aber sehr davon ab, wie stark man in Hannover vertreten ist!

■ Der Braunschweiger SPD-Landtagsabgeordnete Klaus-Peter Bachmann wird erneut als
Pate für eine Bildungs-Matinee des Bundesumweltministeriums im Braunschweiger CinemaxX
tätig sein. Der dort gezeigte Film „unsere Erde“ ist eine ungewöhnliche und beeindruckende
Naturdokumentation, die über fünf Jahre an mehr als 200 Drehorten rund um den Globus
geschaffen wurde. Der Film enthält noch nie gesehene Luft- und Tieraufnahmen, die ein
Bewusstsein für die Gefährdung unseres Heimatplaneten schaffen.

Bachmann war schon für zwei derartige Veranstaltungen als Pate tätig. Darunter auch
für den Film „Eine unbequeme Wahrheit“ des Friedensnobelpreisträgers Al Gore.

 Termin: 27. Januar um 11.00 Uhr im CinemaxX

■ Der Europäische Gerichtshof
hat Teile des VW-Gesetzes ge-
kippt. Damit verliert das Land
Niedersachsen einen Teil seines
Einflusses auf Unternehmensent-
scheidungen. Zukünftig wird Por-
sche als größter Anteilseigner im
VW-Konzern die Richtung vor-
geben. Dabei könnten die Interes-
sen der Beschäftigten weniger im
Vordergrund stehen als die Rendi-
te-Zahlen.

Schlimmer noch: Teile der
CDU/FDP-Fraktionen im Land-
tag würden sogar lieber die VW-
Aktienanteile des Landes ver-
scherbeln und machen keinen
Hehl daraus, wie wenig ihnen die
Sicherheit der Arbeitsplätze bei

VW in unserer Region bedeuten.
Die Braunschweiger SPD unter-
stützt dagegen Wolfgang Jüttner
und die SPD-Landtagsfraktion im
Kampf um eine Novellierung des
VW-Gesetzes.

Das VW-Gesetz muss an euro-
päisches Recht angepasst werden,
um folgende Sachverhalte für die
Arbeitnehmer von VW zu si-
chern: Entscheidungen im Auf-
sichtsrat des Konzerns über die
Errichtung und die Verlegung von
Produktionsstätten dürfen nicht
gegen den Willen der Arbeitneh-
mervertreter vorgenommen wer-
den. Zudem muss die Landesre-
gierung bei einem novellierten
VW-Gesetz ein Mandat im Auf-

Dietmar Schilff:

Mit neuem VW-Gesetz
Einfluss des Landes sichern

sichtsrat behalten. Der Konzern-
sitz als Entscheidungszentrale des
Unternehmens muss weiterhin im
Land Niedersachsen bleiben. Au-
ßerdem müssen Spielräume opti-
mal ausgenutzt werden, um einen
umfassenden Schutz der Rechte
der Arbeitnehmer – insbesondere
mit Blick auf die Mitbestim-
mungsregelungen – zu erhalten.

Darüber hinaus sollte der Ak-
tienanteil des Landes von 20 auf
25 Prozent aufgestockt werden,
damit das Land Niedersachsen
wieder eine Sperrminorität gel-
tend machen kann und ein Min-
desteinfluss des Landes auf die-
sen wichtigen Arbeitgeber in
Niedersachsen gesichert wird.
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Gerechtigkeit in der Bildungspolitik
■ Der SPD-Landtagskandidat
Dietmar Schilff moderierte im
Mehrgenerationenhaus, Hugo-Lu-
ther-Straße, eine Podiumsdiskussi-
on zum Thema Bildungspolitik,
die der Stadtteilvorsitzende der
SPD Jörg Hitzmann organisiert
hatte. Kompetente Gesprächspart-
ner waren unter anderen Renate
Hendricks, Mitglied der SPD-Re-
gierungsmannschaft, und Leonie
Peters, eine Schülersprecherin von
der mit dem Deutschen Schulpreis
ausgezeichneten Gesamtschule
Franzsches Feld.

Auf gezielte Fragen Schilffs be-
richtete Leonie von der guten At-
mosphäre und den vielfachen
Gründen der guten Ergebnisse ih-
rer Schule. Und wenn es noch ei-

Dietmar Schilff mit Leonie Peters (Foto: A. Gräbner)

■ Offensichtlich hatte die SPD
mit ihrem Antrag zur Schulsanie-
rung CDU und FDP bei einem
schwachen Punkt getroffen: In
der Dezembersitzung des Rates
der Stadt ging es bei der Verab-
schiedung des Haushaltes für das
Jahr 2008 hoch her.

Im Jahr 2007 hatte die Stadt
aufgrund der guten wirtschaftli-
chen Entwicklung Mehreinnah-
men von über 15 Millionen Euro
erzielt. Diese Gelder könnten in
voller Höhe für bisher nicht vor-
gesehene Ausgaben verwendet
werden. Daher beantragte die
SPD, Mittel in Höhe von 7 Milli-
onen Euro zusätzlich für Schulsa-
nierungen auszugeben. Wie näm-
lich ein Bericht des Fachbereichs
Hochbau zeigt, besteht bei den
öffentlichen Gebäuden der Stadt
ein Sanierungsbedarf von über
200 Millionen Euro. Mit den be-
antragten Mitteln könnten
beispielsweise ein Großteil der
über 40 Jahre alten Fenster in den
Schulgebäuden erneuert werden
– eine Investition, die nicht nur
die Sicherheit erhöht, sondern

■ Jahrelang haben CDU und
FDP die Gesamtschule bekämpft
– trotz der unbestreitbaren Erfol-
ge dieser Schulform und obwohl
immer mehr Eltern ihre Kinder
auf eine Gesamtschule schicken
wollen. Und damit nicht etwa
Städte oder Landkreise sich für
die Einrichtung neuer Gesamt-
schulen entscheiden, änderten sie
das Niedersächsische Schulgesetz
und bauten darin ein Errichtungs-
verbot für neue Gesamtschulen
ein.

Doch jetzt – vor der Landtags-
wahl – hört man es auf einmal
anders. So können sich diese Par-
teien angeblich die Gründung
neuer Gesamtschulen dort vor-
stellen, wo die Eltern es wollen.
Das gilt zum Beispiel in Braun-
schweig, wo es für die 400 Ge-
samtschulplätze in diesem Jahr
700 Anmeldungen gab. Auf der

auch durch die verbesserte Wär-
medämmung moderner Fenster
erheblich zur Energieeinsparung
beitragen würde. Es wäre also ein
Gebot der Vernunft gewesen, so
zu verfahren. Dennoch lehnte die
Ratsmehrheit diesen Antrag ab.
Die Begründung war teilweise
abenteuerlich.

So behauptete Ratsherrin Julia-
ne Lehmann (FDP), es sei sinn-
voller, mit den Mehreinnahmen
Schulden zurückzuzahlen, statt
sie in die Gebäudesanierung zu
stecken. Das ist nicht nachvoll-
ziehbar, denn Bund und Länder
weisen auf die Notwendigkeit der
Energieeinsparung hin, verpflich-
ten alle Hauseigentümer zur ver-
besserten Wärmeisolierung und
stellen dafür Kredite zur Verfü-
gung. Das müsste also auch für
den Eigentümer Stadt Braun-
schweig gelten. Außerdem ist es
schlicht unwahr, dass die Stadt
mit den fraglichen Millionen
Schulden zurückzahlt. Das Geld
kommt nämlich in die Rücklage,
also sozusagen in den Spar-
strumpf. Als Mitglied im Finanz-

ausschuss des Rates weiß das
auch Frau Lehmann. Aber das
schlechte Gewissen war wohl
stärker als die Wahrheitsliebe.

Den Vogel schoss allerdings
Ratsherr Carsten Müller ab. Der
Ratsherr und Bundestagsabge-
ordnete der CDU behauptete
schlicht, dass es erst seit 2002,
dem Beginn der Amtszeit von
CDU-Oberbürgermeister Dr.
Hoffmann, in Braunschweig
Schulsanierungsprogramme
gebe. Das ist ebenfalls unwahr,
wie auch der langjährige Ratsherr
Müller weiß, wenn er auch im
Jahre 1976 noch nicht dem Rat
angehörte, als die SPD das erste
Schulsanierungsprogramm auf-
legte. Seitdem wurden in jedem
Jahr erhebliche Finanzmittel in
die Schulsanierung gesteckt, auch
vor Dr. Hoffmann. Das ist Herrn
Müller als ehemaligen finanzpoli-
tischen Sprecher der CDU be-
kannt.

Wie nennt man eigentlich Leu-
te, die bewusst die Unwahrheit
verbreiten?

Internetseite der Braunschweiger
FDP kann man nachlesen, dass
sich die FDP für eine vierte Ge-
samtschule in unserer Stadt ein-
setzt. So schreibt ihr Kreisvorsit-
zender Dr. Gauger am 19.
September 2007, dass nichts ge-
gen die Neugründung einer wei-
teren Integrierten Gesamtschule
in Braunschweig spreche. Und
Ratsherrin Juliane Lehmann, Mit-
glied im Schulausschuss, meinte
am 16. Oktober unter der Über-
schrift „FDP befürwortet 4. IGS“,
dass man in Braunschweig dem
Elternwillen zur Errichtung einer
weiteren Integrierten Gesamt-
schule nachkommen müsse.

Aber so war es wohl doch nicht
gemeint, denn in der Dezember-
sitzung des Rates der Stadt lehnte
die CDU-FDP-Mehrheit alle An-
träge auf Errichtung einer weite-
ren Gesamtschule ab. Von der

CDU war wohl auch nichts ande-
res zu erwarten. Interessant war –
wieder einmal – das Kunststück,
mit dem Frau Lehmann für die
FDP ihre Ablehnung begründete.
Erst müsse der Landtag das Er-
richtungsverbot aus dem Schul-
gesetz streichen. Dabei ver-
schwieg sie schamhaft, dass die
CDU-FDP-Mehrheit im Landtag
erst wenige Tage vorher einen
entsprechenden Gesetzentwurf
der SPD abgelehnt hatte. Es ist
schon eindrucksvoll, wie es diese
Partei immer wieder schafft,
gleichzeitig eine Sache und ihr
Gegenteil zu vertreten.

Die Beiträge der FDP für eine
Gesamtschule stehen übrigens
nach wie vor im Internet, eine Be-
gründung für das Abstimmungs-
verhalten im Rat allerdings nicht.

Durchsichtige Täuschungsmanöver
bei Haushaltsberatungen

Mit CDU und FDP gibt es keine vierte
Gesamtschule in Braunschweig

nes Beweises für die Leistungsfä-
higkeit von Gesamtschulen bedurft
hätte, so waren es die gedankliche

Klarheit und die bewundernswerte
Sprachkompetenz dieser Schülerin
der elften Klasse.

■ Kirsten Kemper, die SPD-
Landtagskandidatin im Wahlkreis
Nord, war viele Jahre in leitender
Position für einen Wohlfahrtsver-
band tätig. Durch diese berufliche
Erfahrung weiß sie, wie verhee-
rend sich die Politik der CDU/
FDP-Landesregierung auswirkt,
die innerhalb von zwei Jahren die
Mittel der Wohlfahrtsverbände
um 25 % gekürzt hat. Und die
Streichung von Zuschüssen für
die Pflege machte 12000 Men-
schen von der Sozialhilfe abhän-
gig.

Diese Sparpolitik trifft die älte-
ren Menschen, die ein Recht auf
ein würdiges Leben und gute Be-
treuung haben. Die Lebensleis-
tung dieser Generation verdient
Respekt und Anerkennung.

Schutz und Anerkennung brau-
chen auch die Arbeitnehmer im
Pflegebereich, die schwere kör-
perliche und seelisch belastende
Arbeit leisten. Ihnen steht eine
angemessene Bezahlung zu. Dar-
um unterstützt Kirsten Kemper
die Forderung nach einem gesetz-
lichen Mindestlohn – auch für
diese Branche.

Die Probleme der Kinder liegen
der SPD-Kandidatin am Herzen:

„Die steigende
Kinderarmut und
die ungleichen
Bildungschancen
finde ich uner-
träglich. In Nie-
dersachsen leben
über 200000 Kin-
der in Armut. Das
Wohl der Kinder
muss stärker in
den Mittelpunkt
gerückt werden.
Darum unterstüt-
ze ich die Forde-
rung, die Rechte
der Kinder in die
Verfassung auf-
zunehmen. Ziel
ist: gleiche Chan-
cen unabhängig
von der sozialen
Herkunft für alle Kinder.“

Die Veränderungen im Schul-
system, die die derzeitige Landes-
regierung durchgeführt hat, sind
völlig verfehlt. Heute werden
Grundschüler wieder wie in frü-
heren Zeiten bereits mit zehn Jah-
ren den weiterführenden Schulen
zugeordnet, obwohl viele Kinder
sich erst später entwickeln. Kirs-
ten Kemper hat eigene leidvolle

Kirsten Kemper:

Respekt und Schutz für die Menschen

Erfahrungen mit der frühen Tren-
nung der Kinder im dreigliedri-
gen Schulsystem gemacht, wie es
auch zu ihrer Schulzeit üblich
war.

Als Landtagsabgeordnete wird
sich Kirsten Kemper dafür einset-
zen, dass in Niedersachsen sozia-
le Gerechtigkeit für alle Alters-
gruppen wieder im Vordergrund
steht.

Es gibt mehr Selbständige und
Handwerker in der SPD, als die

gesamte FDP Mitglieder hat.

(Johannes Rau,

ehemaliger Bundespräsident)

Aus unseren Kindern
soll was werden!
� Kostenlose Schulbücher
� Ganztagsschulen

ausbauen
� 100% guter Unterricht
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